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17. VI. 15 
VIII ZR 19/14

2.
17. VI. 15 
XII ZB 458/14

a) Die K ündigungssperre des § 112 InsO gilt nach W irksam ­
werden der Enthaftungserklärung des Insolvenzverwalters 
nach § 109 Abs. 1 Satz 2 InsO  w eder im Insolvenzverfahren 
noch in dem sich daran anschließenden Restschuldbefrei- 
ungsverfahren (§§ 286 ff. InsO ). Nach W irksam werden der 
Enthaftungserklärung nach § 109 Abs. 1 Satz 2 InsO  sind 
rückständige Mieten, mit deren Zahlung der M ieter bereits 
vor Insolvenzantragstellung in Verzug geraten war, bei der 
Beurteilung der W irksam keit einer (auch) hierauf gestützten 
fristlosen K ündigung des Vermieters nach § 543 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3 Buchst, b BGB zu berücksichtigen.
b) Der V erzug (§§ 286 ff. BGB) des M ieters mit der E ntrich­
tung der M iete endet nicht mit der Insolvenzeröffnung.
c) Das dem M ieter neben der kraft Gesetzes eintretenden 
M inderung (§ 536 BGB) zustehende Recht, die Zahlung der 
(gem inderten) Miete nach § 320 Abs. 1 Satz 1 BGB zu ver­
weigern , unterliegt nach seinem Sinn und Zweck sowie un­
ter Berücksichtigung dessen, dass das durch den M angel der 
W ohnung bestehende Ungleichgew icht zw ischen Leistung 
und G egenleistung durch die M inderung w ieder hergestellt 
ist, grundsätzüch einer zeitlichen und betragsm äßigen Be­
grenzung.
d) Bei der gemäß § 320 Abs. 2 BGB an dem G rundsatz von
Treu und Glauben (§ 242 BGB) orientierten B eurteilung, in 
welcher H öhe und in welchem  zeitlichem  Um fang dem M ie­
ter einer mangelbehafteten W ohnung neben der M inderung 
(§ 536 BGB) das Recht zusteht, die (gem inderte) M iete zu ­
rückzuhalten , verbietet sich jede schematische Betrachtung. 
Die Frage ist vielm ehr vom Tatrichter im Rahm en seines Be- 
urteilungserm essens aufgrund einer G esam twürdigung der 
Um stände des jew eiligen Einzelfalls zu entscheiden...................

a) Liegt es im Verantwortungsbereich des Sozialh ilfeträgers, 
dass der U nterhaltsberechtigte nicht pflegeversichert ist und 
deshalb im  später eingetretenen Pflegefall kein Pflegegeld be­
zieht, kann der Ü bergang des E lternunterhaltsanspruchs ge­
mäß § 94 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB XII in Höhe des fiktiven 
Pflegegelds eine unbillige H ärte bedeuten. Insow eit können 
allerdings fiktive Versicherungsbeiträge den Bedarf des U nter­
haltsberechtigten erhöhen.
b) Von den U nterkunftskosten des in einem H eim  lebenden 
und H ilfe zum Lebensunterhalt oder G rundsicherung im 
A lter oder bei Erwerbsm inderung beziehenden U nterhalts­
berechtigten unterliegen mit Ausnahme der Kosten für H ei- 
zungs- und W arm wasserversorgung 56 % nicht der Rückfor­
derung und stehen dam it einem Anspruchsübergang nach § 94 
SGB XII entgegen.
c) Ist der E lternuntcrhaltspflichtige verheiratet und bei Zu- 
sam m enveranlagung in Steuerklasse III und sein Ehegatte 
in Steuerklasse V eingruppiert, ist für die Leistungsfähigkeit 
nicht von dessen tatsächlicher Steuerlast auszugehen. V ielm ehr 
ist in A nlehnung an § 270 AO  zunächst anhand der fiktiven 
Steuerlast bei einer E inzelveranlagung die Relation der ind i­
viduellen Steuerlast zur gesamten Steuerlast zu erm itteln und 
anhand des entsprechenden Prozentsatzes die Steuerlast des 
Unterhaltspflichtigen am M aßstab der bei Zusamm enveranla-
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3.
18. VI. 15 
III ZR 198/14

4.
23. VI. 15 
II ZR 366/13

5.
23. VI. 15 
XI ZR 386/13

a) Die mit der E inleitung eines Güteverfahrens verbundene 
H em m ungsw irkung erfasst den Streitgegenstand insgesam t 
und som it auch alle m ateriell-rechtlichen Ansprüche, die zum 
Streitgegenstand gehören. Demgemäß erstreckt sich, wenn 
der Streitgegenstand der Schadensersatzklage eines Anlegers 
hinreichend indiv idualisiert ist, die H em m ungsw irkung auf 
alle im Rahm en der A nlageberatung unterlaufenen Beratungs- 
fehler und nicht nur auf solche Pflichtverletzungen, die der 
A nleger zur Begründung seines Schadensersatzbegehrens im 
G üteantrag aufgeführt hat.
b) Zu den Anforderungen an die erforderliche Ind iv idualisie­
rung des geltend gemachten prozessualen Anspruchs in einem 
G üteantrag nach § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB.
c) D er G üteantrag hat in Anlageberatungsfällen regelm äßig
die konkrete Kapitalanlage zu bezeichnen, die Zeichnungs­
summe sow ie den (ungefähren) Beratungszeitraum  anzuge­
ben und den H ergang der Beratung m indestens im  Groben zu 
um reißen; ferner ist das angestrebte Verfahrensziel zum indest 
soweit zu umschreiben, dass dem Gegner (und der Gütestelle) 
ein Rückschluss auf A rt und Um fang der verfolgten Forde­
rung m öglich ist............................................................................................  41

a) D er E inzug von Forderungen, die an die Bank zur Sicher­
heit abgetreten waren, auf einem debitorischen Konto der 
G mbH und die anschließende Verrechnung mit dem Sollsal­
do ist grundsätzlich keine vom Geschäftsführer einer GmbH 
veranlasste masseschmälerndc Zahlung im Sinn von § 64 Gm- 
bH G , wenn vor Insolvenzreife die Sicherungsabtretung ver­
einbart und die Forderung der Gesellschaft entstanden und 
w erthaltig  geworden ist.
b) Eine Zahlung kann auch ausscheiden, sow eit infolge der
Verm inderung des Debetsaldos durch die E inziehung und 
Verrechnung einer Forderung w eitere sicherungsabgetretene 
Forderungen frei w erden..........................................................................  52

D er K om m issionär haftet nach § 384 Abs. 3 HGB w e­
gen N ichtnennung des D ritten  in der A usführungsanzeige 
n icht, wenn das zur A usführung des K om m issionsvertrags 
geschlossene W ertpapiergeschäft wegen fehlender M arktge­
rech tigkeit aufgehoben w orden ist (»M is trad c«)........................  63


